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Milic zu Volkswahl der Regierung:  
Negative Konsequenzen unwahrscheinlich 
Der Forschungsbeauftragte für Politik am Liechtenstein-Institut teilt die Befürchtungen der Grossparteien zur DpL-Initiative nicht. 

David Sele 
 
Die Demokraten pro Liechten-
stein (DpL) sammeln derzeit 
Unterschriften für eine Verfas-
sungsänderung. Sie wollen er-
reichen, dass die Regierung 
künftig nicht mehr vom Land-
tag, sondern vom Volk gewählt 
wird. Davor warnen die Gross-
parteien FBP und VU mit ein-
dringlichen Worten. Sie erken-
nen darin eine «tiefgreifende 
Änderung unseres Verfassungs-
gefüges», die den Dualismus 
zwischen den beiden Souverä-
nen Fürst und Volk gefährde. 

Effizienz der politischen 
Arbeit könnte leiden 
Politologe Thomas Milic, For-
schungsleiter Politik am Liech-
tenstein-Institut, sieht es hinge-
gen nicht so dramatisch. Das 
machte er an einer von der DpL 
organisierten Informationsver-
anstaltung am Donnerstag-
abend deutlich. Auf die Frage 
aus dem Publikum, wo er denn 
die grössten Gefahren der ge-
planten Systemänderung sieht, 
antwortete Milic: Sollte der 
Fürst ein vom Volk gewähltes 
Regierungsmitglied ablehnen, 
könne es zwar «zu einer Kon-
frontation zwischen Fürst und 
Volk führen. Aber ich halte es 
für höchst unwahrscheinlich, 
dass das passiert.» Das realisti-
schere «Risiko» sieht Milic hin-
gegen darin, dass es zu unter-

schiedlichen Mehrheitsverhält-
nissen in Landtag und Regie-
rung kommen könnte. Wäh-
rend die Regierung im aktuel-
len System auch stets eine 
parteipolitische Mehrheit im 
Landtag innehat, könnte das 
Volk mit einer Direktwahl bei-
spielsweise einem FBP-domi-
nierten Landtag eine VU-ge-
führte Regierung vorsetzen. 
Die Effizienz der politischen Ar-
beit könnte dadurch leiden, gab 

Milic zu bedenken, schob aber 
sogleich nach: «Wobei die Di-
rektwahl der Regierung in den 
Schweizer Kantonen eigentlich 
sehr gut funktioniert.» 

Vertrauen wäre Pflicht, 
Misstrauen aber möglich 
Die Verfassungsinitiative der 
DpL sieht vor, dass in einem ers-
ten Schritt das Volk aus mehre-
ren, von den Parteien zuvor no-
minierten Kandidaten einen 

Regierungschef und vier Regie-
rungsräte wählt. Der Landtag 
müsste dem gewählten Regie-
rungsteam sein Vertrauen aus-
sprechen und dieses dem Fürs-
ten zur Ernennung vorschlagen. 
Wie bisher würde es am Lan-
desfürsten liegen, den Regie-
rungschef und die Regierungs-
räte zu ernennen. Sollte der 
Landtag einem der frisch ge-
wählten Regierungsmitglieder 
das Vertrauen nicht ausspre-

chen, würden unverzüglich 
Neuwahlen des Landtags und 
der Regierung stattfinden. Be-
reits ab der zweiten Sitzung 
stünde dem Landtag jedoch wie 
gehabt sein Abberufungsrecht 
zu. Das heisst: Nachdem die Re-
gierung gewählt ist, könnte der 
Landtag weiterhin einzelnen 
Regierungsmitgliedern oder der 
Gesamtregierung das Vertrauen 
entziehen – ohne damit auch 
gleichzeitig den Landtag aufzu-
lösen. In diesem Falle käme es 
lediglich zu Neuwahlen für den 
frei gewordenen Regierungs-
posten. 

Rehak: Wollen keine  
Hinterzimmerentscheide 
Ein Hauptargument gegen die-
ses Vorhaben ist, dass dadurch 
der Landtag geschwächt werde. 
Schliesslich würde ihm das 
Recht genommen, Regierungs-
mitglieder vorzuschlagen. «Das 
ist ein Recht, das er bisher gar 
nicht wahrgenommen hat»,  
argumentierte DpL-Präsident 
Thomas Rehak. De facto wür-
den die Regierungskandidaten 
von wenigen Personen in den 
Grossparteien bestimmt und al-
lenfalls noch durch Parteigre-
mien legitimiert. Es sei also kei-
neswegs so, dass der Landtag 
Regierungsmitglieder vorschla-
ge, sondern die Parteien. Mit 
der von der DpL angestrebten 
Verfassungsänderung würde 
diese Rolle neu das Volk über-

nehmen. «Uns geht es einfach 
darum, dass nicht kleine Grup-
pen von Parteifunktionären  
im Hinterzimmer entscheiden 
können, wer in die Regierung 
kommt», so Thomas Rehak. 

Zugleich geht Rehak davon 
aus, dass die tatsächlichen Ver-
änderungen geringfügiger Na-
tur sein werden. Das heisst: Mit 
oder ohne Direktwahl werde 
die Regierung wohl auch künf-
tig aus Politikern der Grosspar-
teien bestehen. Dadurch, dass 
diese allerdings eine Volkswahl 
bestreiten müssten, sei das Volk 
besser repräsentiert. «Und 
wenn eine Partei eine Person 
aufstellt, die überhaupt nicht 
zur Parteibasis passt, kann die 
Basis das natürlich korrigie-
ren», so Rehak. 

Politologe Thomas Milic 
glaubt ebenfalls nicht an grösse-
re Umwälzungen. Erfahrungs-
gemäss würden vor allem Per-
sonen, die in der Mitte der Ge-
sellschaft stehen, bei einer 
Direktwahl bestehen. Extremis-
ten oder stark polarisierende 
Personen hätten in der Regel 
schlechtere Karten.  

Das Schweizer Stimmvolk 
hat bereits dreimal abgelehnt, 
eine Direktwahl der Bundes- 
rates einzuführen. Wie sich 
Liechtenstein dazu positioniert, 
zeigt sich möglicherweise kom-
mendes Jahr. Bis Ende Novem-
ber muss die DpL 1500 Unter-
schriften sammeln.

Politologe Thomas Milic, Forschungsleiter Politik am Liechtenstein-Institut. Bild: Nicolaj Georgiev

Bergbahnen schreiben schwarze Null und bauen Schulden ab 
An der Generalversammlung blickten die Bergbahnen Malbun auf ein herausforderndes Jahr zurück und berichteten von neuen Projekten. 

Das Geschäftsjahr 2022/23 der 
Bergbahnen Malbun gleicht ei-
ner Berg- und Talfahrt. Es war 
geprägt von der Sanierung,  
gutem Vorverkauf, Schneeman-
gel, aufwendiger Pistenprä- 
parierung, Energiekrise und  
Weiterentwicklung. Trotz der 
Herausforderungen konnten je-
doch erstmals seit Langem wie-
der eine schwarze Null und eine 
erhebliche Schuldenreduktion 
erreicht werden. «Dies ist auch 
weiterhin unsere Zielsetzung im 
Mehrjahresdurchschnitt», sagte 
Verwaltungsratspräsident Heinz 
Vogt gestern an der Generalver-
sammlung im Vaduzer Saal. 
Zahlreiche interessierte Aktio-
närinnen und Aktionäre sowie 
Vertreter aus den Gemeinden, 
Regierung und Politik waren an-
wesend. So viele habe er schon 
lange nicht mehr gesehen, so 
Vogt. Das lag wohl auch daran, 
dass die Bergbahnen dank des 
beschlossenen Sanierungsplans 
im Aufbruch sind. 

In zwei Wochen  
alles beschneit 
Die Bergbahnen sind intensiv 
dabei, die im Sanierungsplan 
festgelegten Infrastrukturmass- 
nahmen umzusetzen. Die erste 
und dringlichste ist kurz vor  
der Fertigstellung: Die Opti-
mierung der Beschneiungsan-

lage. «Das ist unser wichtigstes 
Projekt. Ohne Beschneiung 
wären wir im vergangenen 
Winter nicht Ski gefahren», 
sagte Geschäftsleitungsmit-
glied Benjamin Eberle. Das 
Bauvorhaben hatte einen straf-
fen Zeitplan. Am 16. August 

konnte mit den Arbeiten be-
gonnen werden und trotz des 
zum Teil widrigen Wetters soll-
te die neue Anlage ab Mitte No-
vember für die Beschneiung 
bereit sein.  

Verwaltungsratsmitglied 
Silvio Wille gab einen Einblick 

in das Projekt. Um künftig die 
Pisten schneller beschneien zu 
können, wurden nebst zusätzli-
chen Schneekanonen auch die 
Wasserfassung erhöht und Lei-
tungen verlegt. «Wenn die 
Temperaturen passen, sollte es 
möglich sein, in zwei Wochen 

alles zu beschneien», so Silvio 
Wille. 

Neue Sesselgarage bei der 
Bergstation geplant 
Ein weitere Investition, die 
demnächst ansteht, ist die Er-
neuerung der Sesselbahn Sa-

reis. Diese ist seit 30 Jahren in 
Betrieb und benötigt einen um-
fassenden «Refit», damit die 
Betriebsgenehmigung nicht er-
lischt. Dabei werden die 
Masten kontrolliert sowie Elek-
tromotoren und das Drahtseil 
ersetzt. Neu soll der Sessellift 
Hauben bekommen. «Und wir 
prüfen eine Alternative der Ses-
selgaragierung», sagte Verwal-
tungsratsmitglied Patrik Beck. 
Denn die neuen Sessel werden 
mehr Platz benötigen. Bei der 
Talstation mitten im Dorf sei  
jedoch nicht der ideale Ort da-
für. Deshalb wünschen sich die 
Bergbahnen einen Bau mit Pho-
tovoltaikanlage bei der Bergsta-
tion. Der Umbau der Sessel-
bahn Sareis ist für den Sommer 
2025 geplant.  

Auch bei der Talstation Täli 
soll es Veränderungen geben. 
Denn die aktuellen Infrastruk-
turbauten sind nicht ideal. «Der 
Nutzen hat sich geändert. Dies 
zeigen beispielsweise die engen 
Verhältnisse bei den WC-Anla-
gen», sagte Patrik Beck. Auch 
genügend Skidepotkästen und 
ein Aufenthaltsraum fehlten 
aktuell. Die ersten Ideen sind 
bereits vorhanden und die 
Raumplanung ist in der Kon-
zeptphase.  

 
Manuela Schädler

Der Verwaltungsrat der Bergbahnen Malbun setzte sich für die Sanierung des Betriebs ein. Gestern wurde Alexander Ospelt (2. v. l.)  
verabschiedet. Christoph Beck (2. v. r.) und Toni Real (nicht im Bild) wurden erneut gewählt. Bild: Michael Zanghellini


